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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Viehseuchengesetzes 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Probleme 

1. Die derzeitige, auf Grund der Vorschriften des Viehseuchen- 
gesetzes zu leistende Tierseuchenentschädigung ist nach 
Umfang und Höhe sowie hinsichtlich der Fälle, in denen 
keine Entschädigung gewährt wird bzw. in denen der An- 
spruch auf Entschädigung entfällt, aus rechtlichen und wirt- 
schaftlichen Gründen sowie unter dem Gesichtspunkt einer 
effektiven Seuchenbekämpfung nicht mehr zeitgemäß. Dar- 
über hinaus sind die geltenden Bestimmungen uneinheitlich 
und unübersichtlich. 

2. Sera und Impfstoffe nehmen bei der Bekämpfung übertrag- 
barer Tierkrankheiten eine besondere Stellung ein. Es ist 
daher erforderlich, sie vor dem Inverkehrbringen auf Wirk- 
samkeit, Unschädlichkeit und Reinheit zu prüfen. Diese 
Prüfung ist für veterinärmedizinische Sera und Impfstoffe 
noch nicht ausreichend. 


B. Lösung 

1. Durch Änderung des Viehseuchengesetzes soll die Entschä- 
digung von Tierverlusten im Rahmen der staatlichen Tier- 
seuchenbekämpfung — unter Beibehaltung der bisherigen 
Grundprinzipien einer Regelung aus Billigkeitsgründen und 
besonderer Beachtung der Gleichbehandlung aller Betroffe- 
nen — neu gestaltet und auf eine einheitliche, im Vieh- 
seuchengesetz abschließend geregelte Basis gestellt werden. 

2. Bevor Sera und Impfstoffe in den Verkehr gegeben werden, 
sollen sie in Zukunft nach einheitlichen Leitlinien in drei 
Bundesbehörden — der Bundesforschungsanstalt für Virus- 
krankheiten der Tiere in Tübingen, dem Bundesgesundheits- 
amt in Berlin und dem Paul-Ehrlich-Institut in Frankfurt 
(Main) — entsprechend geprüft werden. 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Dem Bund entstehen durch dieses Gesetz keine zusätzlichen 
Kosten. 

Die durch die Ausführung des Gesetzes den Ländern entstehen- 
den Kosten halten sich im wesentlichen im Rahmen der bisher 
für die Entschädigung von Tierverlusten anfallenden Aufwen- 
dungen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. Janüar 1972 

1/4 (IV/1) — 723 02 — Vi 4/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Viehseuchengesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 374. Sitzung am 3. Dezember 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 
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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Viehseuchengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Viehseuchengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27. Februar 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 158) wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs. 2 werden folgende Sätze angefügt: 

„Bei Gefahr im Verzüge kann der Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Rechtsverordnungen nach Satz 2 ohne Zustim- 
mung des Bundesrates erlassen; sie treten spä- 
testens sechs Monate nach ihrem Inkrafttre- 
ten außer Kraft. Ihre Geltungsdauer kann nur 
mit Zustimmung des Bundesrates verlängert 
werden. " 


2. In § 6 Abs. 4 und § 7 Abs. 4 werden jeweils 
die Worte „aus dem Währungsgebiet DM-Ost" 
durch die Worte „aus den Währungsgebieten 
der Mark der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik" ersetzt. 

3. In § 9 Abs. 3 werden nach den Worten „Tier- 
ärzte und" die Worte „Leiter tierärztlicher und 
sonstiger öffentlicher oder privater Untersu- 
chungsstellen sowie" eingefügt. 


4. Ini§ 10 Abs. 1 werden 

a) in Nummer 9 das Wort „Schweinelähme" 
durch das Wort „Schweinelähmung", 

b) in Nummer 11 die Worte „und Hühnerpest 
(einschließlich der Newcastle-Krankheit) " 
durch ein Komma und die Worte „Geflügel- 
pest und Newcastle-Krankheit" 

ersetzt. 


5. In § 10 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Bei Gefahr im Verzüge kann der Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten Rechtsverordnungen nach Absatz 2 Nr. 1 
ohne Zustimmung des Bundesrates erlassen; sie 
treten spätestens sechs Monate nach ihrem In- 
krafttreten außer Kraft. Ihre Geltungsdauer 
kann nur mit Zustimmung des Bundesrates ver- 
längert werden." 


6. In § 14 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „der 
Hühnerpest" durch die Worte „der Geflügel- 
pest, der Newcastle-Krankheit" ersetzt. 

7. In § 16 Abs. 1 werden nach den Worten „öffent- 
lichen Schlachthäuser" die Worte „sowie alle 
gewerblichen Schlachtstätten" eingefügt. 

8. §16 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Beaufsichtigung kann auf die zu 
Handelszwecken oder zum Verkauf zusammen- 
gebrachten Viehbestände, auf Tierschauen, auf 
die durch behördliche Anordnung veranlaßte 
Zusammenziehung von Vieh, auf die zu Zucht- 
zwecken aufgestellten männlichen Tiere, auf 
Ställe und Betriebe von Tierhändlern, auf 
Viehmästereien, auf Massentierhaltungen, auf 
Schlachtstätten, die nicht unter Absatz 1 fal- 
len, und auf sonstige Betriebe und Einrichtungen, 
von denen eine Seuchengefahr ausgehen kann, 
ausgedehnt werden." 

9. Nach § 17 b wird folgender § 17 c eingefügt: 

„§ 17 c 

(1) Sera, Impfstoffe und Antigene, die unter 
Verwendung von Krankheitserregern herge- 
stellt werden und zur Verhütung, Erkennung oder 
Heilung von Viehseuchen bestimmt sind, dürfen 
nur abgegeben oder angewendet werden, wenn 
sie von der Bundesforschungsanstalt für Virus- 
krankheiten der Tiere, vom Bundesgesundheits- 
amt oder vom Paul-Ehrlich-Institut zugelassen 
worden sind. Dies gilt nicht für solche Mittel 
nach Satz 1, die unter Verwendung von in 
einem bestimmten Bestand eines Betriebes iso- 
lierten Krankheitserregern hergestellt worden 
sind und nur in diesem Bestand angewendet 
werden. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates das Nähere über die Prüfung und Zu- 
lassung der in Absatz 1 genannten Mittel zu 
bestimmen. 

(3) Bei Gefahr im Verzüge kann der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten durch Rechtsverordnung ohne Zustim- 
mung des Bundesrates bestimmen, daß abwei- 
chend von Absatz 1 Satz 1 von der Zulassung 
abgesehen wird. Die Rechts Verordnung tritt spä- 
testens sechs Monate nach ihrem Inkrafttreten 
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außer Kraft. Ihre Geltungsdauer kann nur mit 
Zustimmung des Bundesrates verlängert wer- 
den. 

(4) Die zuständige oberste Landesbehörde 
kann Ausnahmen von Absatz 1 Satz 1 für die 
Durchführung wissenschaftlicher Versuche 
außerhalb wissenschaftlicher Institute zulassen, 
wenn dies zur Erprobung der in Absatz 1 Satz 1 
genannten Mittel erforderlich und die für die 
Zulassung jeweils zuständige Stelle vorher an- 
gehört worden ist. 

(5) Für die Entscheidung über die Zulassung 
von Sera, Impfstoffen und Antigenen nach Ab- 
satz 1 Satz 1 sowie die Freigabe einer Charge 
erhebt die Bundesforschungsganstalt für Virus- 
krankheiten der Tiere Kosten (Gebühren und 
Auslagen). Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates die ge- 
bührenpflichtigen Tatbestände näher zu bestim- 
men. Die Gebühren dürfen im Einzelfall folgende 
Höchstsätze nicht übersteigen: 

1 . bei der Entscheidung über die Zulassung 
oder die Freigabe einer Charge von 

a) Sera 6 000 DM 

b) Impfstoffen 120 000 DM 

2. bei anderen Prüfungen und 

Untersuchungen 600 DM. 

Hat die Zulassung im Einzelfall einen außerge- 
wöhnlich hohen Aufwand erfordert, kann die 
Gebühr bis auf das Doppelte erhöht werden. 
Der Gebührenschuldner ist zu hören, wenn mit 
einer Erhöhung der Gebühr zu rechnen ist." 


10. to § 23 werden die Worte „der erkrankten und 
der verdächtigen Tiere sowie" durch die Worte 
„von Tieren sowie Verbot oder" ersetzt. 

11. In § 28 werden in Satz 1 das Wort „öffentlichen" 
sowie Satz 2 gestrichen. 


12. In § 41 Abs. 1 wird das Wort „sofort" durch 
das Wort „unverzüglich" ersetzt. 


13. § 61 a wird aufgehoben. 


14. § 61 d wird wie folgt geändert: 

a) Tn Absatz 1 werden die Sätze 2 und 3 durch 
folgende Sätze ersetzt: 

„Die Genehmigung wird erteilt, wenn der 
Antragsteller die für die Haltung und 
Pflege der Tiere erforderliche Zuverlässig- 
keit und Sachkunde besitzt und wenn die 
erforderlichen Räumlichkeiten vorhanden 


sind, in denen im Falle des Auftretens der 
Psittakose eine wirksame Seuchenbekämp- 
fung möglich ist. Die Genehmigung kann 
widerrufen werden, wenn die Vorausset- 
zungen nach Satz 2 nicht mehr vorliegen. 
Züchter und Händler haben die Tiere mit 
Fußringen zu kennzeichnen sowie über Auf- 
nahme oder Erwerb und Abgabe der Tiere, 
über Beginn und Dauer einer Behandlung 
gegen Psittakose und die dabei verwende- 
ten Arzneimittel Buch zu führen." ; 

b) folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„ (2) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die näheren Vorschriften über 
die Beschaffenheit und Abgabe der Fußringe, 
über die auf ihnen zu machenden Angaben 
sowie über Art und Umfang der Buchfüh- 
rung zu erlassen. " ; 

c) der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3, der 
bisherige Absatz 3 wird gestrichen. 


15. Abschnitt II Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Entschädigung für Tierverluste 
§ 66 

Vorbehaltlich der in diesem Gesetz bezeich- 
nten Ausnahmen wird eine Entschädigung in 

Geld geleistet 

1. für Tiere, die auf behördliche Anordnung 
getötet worden oder nach Anordnung der 
Tötung verendet sind; 

2. für Tiere, bei denen eine anzeigepflichtige 
Seuche nach dem Tode festgestellt worden 
ist, sofern die Voraussetzungen gegeben wa- 
ren, unter denen die Tiere auf behördliche 
Anordnung hätten getötet werden müssen-, 

3. für Rinder, bei denen Milzbrand oder Rausch- 
brand, und für Einhufer, bei denen Milzbrand 
nach dem Tode festgestellt worden ist; 

4. für Tiere, von denen nach dem Gutachten 
des beamteten Tierarztes anzunehmen ist, 
daß sie auf Grund einer viehseuchenrecht- 
lich vorgeschriebenen oder behördlich ange- 
ordneten Maßnahme oder im Zusammenhang 
mit deren Durchführung getötet werden muß- 
ten oder verendet sind; 

5. für Rinder, Schweine und Schafe, die Vieh- 
höfen, Schlachthöfen einschließlich der öf- 
fentlichen Schlachthäuser oder sonstigen 
Schlachtstätten zugeführt und bei der amts- 
tierärztlichen Auftriebsuntersuchung oder bei 
der Schlachttieruntersuchung als nicht seu- 
chenkrank oder seuchenverdächtig befunden 
worden sind, sofern deren Fleisch nach der 
Schlachtung auf Grund einer viehseuchen- 
rechtlichen Vorschrift oder behördlichen An- 
ordnung gemaßregelt worden ist. 
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§ 67 

(1) Der Entschädigung wird der gemeine 
Wert des Tieres zugrunde gelegt. Der gemeine 
Wert wird ohne Rücksicht auf die Wertminde- 
rung, die das Tier infolge der Seuche oder 
einer viehseuchenrechtlich vorgeschriebenen 
oder behördlich angeordneten Maßnahme erlit- 
ten hat, ermittelt. 


(2) Die Entschädigung nach Absatz 1 darf fol- 
gende Höchstsätze je Tier nicht überschreiten: 


1 . 

Pferde 

10 000 

DM 

2. 

Rinder 

6 000 

DM 

3. 

Schweine 

2 500 

DM 

4. 

Schafe 

1 500 

DM 

5. 

Ziegen 

600 

DM 

6. 

Hunde 

500 

DM 

7. 

Katzen 

200 

DM 

8. 

Pelztiere in Zuchten 

250 

DM 

9. 

Psittaciden 




a) Wellensittiche 

75 

DM 


b) übrige Sittiche sowie 
Papageien 

800 

DM 


10. Tiere, die in Zoologischen Gär- 
ten oder ähnlichen Einrichtun- 
gen gehalten werden, soweit sie 
nicht unter Nummern 1 bis 9 

fallen, 15 000 DM 

11. andere Tiere 100 DM, 

soweit diese jedoch mit einer 

der in den Nummern 1 bis 9 be- 
zeichneten Tierarten hinsichtlich 
Art und Wert vergleichbar sind, 
die dort festgesetzten Höchst- 
sätze. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates die in Satz 1 festgesetzten Höchstsätze 
bis zu 50 vom Hundert zu ändern, um ihr Ver- 
hältnis zum gemeinen Wert der Tiere bei der 
jeweiligen Tierart zu wahren. 

(3) Die Entschädigung nach Absatz 1 mindert 
sich um 50 vom Hundert 

1. für Tiere, die vor Erstattung der Anzeige 
nachweislich an der Seuche verendet sind; 

2. für Hunde und Katzen sowie Tiere, die nicht 
Vieh im Sinne des § 1 Abs. 2 sind, und 

3. im Falle des § 66 Nr. 5. 

(4) Auf eine Entschädigung nach § 66 wird der 
Wert der nach Maßgabe einer viehseuchenrecht- 
lichen Vorschrift oder behördlichen Anordnung 
verwertbaren Teile des Tieres unter Abzug der 
dem Besitzer infolge der behördlichen Anord- 
nung bei der Verwertung entstehenden Kosten 
angerechnet. 


§ 68 

(1) Keine Entschädigung wird gewährt für 

1. Tiere, die dem Bund oder einem Land ge- 
hören; 

2. Tiere, die entgegen § 6 eingeführt worden 
sind; 

3. Tiere, die mit einer Erklärung nach § 6 
Abs. 3 eingeführt worden sind; 

4. Tiere, die entgegen einer Vorschrift einer 
nach § 7 Abs. 1 oder 2 erlassenen Rechts- 
verordnung eingeführt worden sind; 

5. Tiere, die innerhalb einer nach Absatz 2 
bestimmten Frist vor der Feststellung der 
Seuche eingeführt worden sind, wenn nicht 
der Nachweis erbracht wird, daß ihre An- 
steckung erst nach der Einfuhr erfolgt ist; 

6. Tiere, die nach der Einfuhr auf Grund einer 
im Zusammenhang mit der Einfuhr vieh- 
seuchenrechtlich vorgeschriebenen oder be- 
hördlich angeordneten Maßnahme oder im 
Zusammenhang mit einer solchen Maß- 
nahme getötet werden mußten oder veren- 
det sind; 

7. Schlachtvieh, das Viehhöfen, Schlachthöfen 
einschließlich der öffentlichen Schlachthäu- 
ser oder sonstigen Schlachtstätten zugeführt 
worden ist; § 66 Nr. 5 bleibt unberührt; 

8. Wild oder gefangen gehaltene Wildtiere, 
soweit diese nicht in Zoologischen Gärten 
oder ähnlichen Einrichtungen gehalten wer- 
den; 

9. Tiere, die zu Tierversuchen verwendet wer- 
den; 

10. Hunde und Katzen sowie Tiere, die nicht 
Vieh im Sinne des § 1 Abs. 2 sind, soweit 
sie an Tollwut erkrankt oder der Seuche 
verdächtig waren; 

11. Tiere, die nicht Vieh im Sinne des § 1 
Abs. 2 sind, als Einzeltiere in der Obhut 
des Menschen gehalten werden, und deren 
Wert 100 Deutsche Mark nicht übersteigt. 

Die Nummern 2 bis 6 gelten entsprechend auch 
für Tiere, die aus den Währungsgebieten der 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik 
verbracht worden sind, soweit die §§ 6 und 7 
auf diese Tiere angewendet werden. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten wird ermächtigt, durch 
Rechts Verordnung ohne Zustimmung des Bun- 
desrates für bestimmte Seuchen die in Absatz 1 
Nr. 5 bezeichnete Frist unter Berücksichtigung 
der Inkubationszeit zu bestimmen. 

§ 69 

(1) Der Anspruch auf Entschädigung entfällt, 
wenn der Besitzer der Tiere oder sein Vertre- 
ter bei dem die Entschädigung auslösenden Fall 
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1. eine Vorschrift dieses Gesetzes oder einer 
nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverord- 
nung oder eine behördliche Anordnung 
schuldhaft nicht befolgt hat, 

2. die nach § 9 vorgeschriebene Anzeige schuld- 
haft nicht oder nicht unverzüglich erstattet 
hat, es sei denn, daß die Anzeige von einem 
anderen nach § 9 Verpflichteten unverzüg- 
lich erstattet worden ist, oder 

3. ein mit einer Seuche behaftetes Tier erwor- 
ben hat und beim Erwerb Kenntnis von der 
Seuche hatte oder den Umständen nach hätte 
haben müssen. 

(2) Der Anspruch entfällt ferner für Tiere, die 
vom Besitzer auf eigenen Wunsch mit Genehmi- 
gung der zuständigen Behörde in einen auf 
Grund einer viehseuchenrechtlichen Vorschrift 
gesperrten Bestand verbracht werden, wenn 
diese Tiere aus veterinärpolizeilichen Gründen 
während der Sperre und wegen der Seuche, die 
zur Sperre geführt hat, getötet werden. 

(3) Sofern auf Grund landesrechtlicher Vor- 
schriften vom Tierbesitzer Beiträge zur Gewäh- 
rung von Entschädigungen erhoben werden, ent- 
fällt der Anspruch außerdem, wenn der Tier- 
besitzer schuldhaft 

1. bei den hierzu vorgeschriebenen Erhebun- 
gen eine zu geringe Tierzahl angibt oder 

2. seine Beitragspflicht nicht erfüllt. 

§ 70 

Die Entschädigung kann in den Fällen des 
§ 69 Abs. 1 und 3 teilweise gewährt werden, 
wenn die Schuld gering ist oder die Versagung 
der Entschädigung für den Besitzer eine unbil- 
lige Härte bedeuten würde. 

§71 

(1) Die Länder regeln, wer die Entschä- 
digung gewährt und wie sie aufzubringen ist. 
Die Entschädigung ist, 

1. soweit von Tierbesitzern für bestimmte Tier- 
arten zur Gewährung von Entschädigungen 
Beiträge erhoben werden, zur Hälfte, 

2. in den übrigen Fällen in voller Höhe 
aus Staatsmitteln zu bestreiten. 

(2) Werden von Tierbesitzern zur Gewährung 
von Entschädigungen Beiträge erhoben, dürfen 
für Tiere, die dem Bund oder einem Land ge- 
hören, oder für das Viehhöfen, Schlachthöfen 
einschließlich der öffentlichen Schlachthäuser 
sowie sonstigen Schlachtstätten zugeführte 
Schlachtvieh keine Beiträge erhoben werden. 

§72 

(1) Die Entschädigung wird, sofern ein anderer 
Berechtigter nicht bekannt ist, demjenigen ge- 


zahlt, in dessen Gewahrsam oder Obhut sich 
das Tier zur Zeit des Todes befand. 

(2) Mit der Zahlung ist jeder Entschädigungs- 
anspruch Dritter erloschen. 

§ 72 a 

(1) Steht dem Entschädigungsberechtigten ein 
Anspruch auf Ersatz des Schadens gegen einen 
Dritten zu, so geht der Anspruch auf den zur 
Entschädigung Verpflichteten über, soweit die- 
ser die Entschädigung nach diesem Gesetz ge- 
währt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil 
des Entschädigungsberechtigten geltend gemacht 
werden. Gibt der Entschädigungsberechtigte sei- 
nen Anspruch gegen den Dritten oder ein zur 
Sicherung des Anspruches dienendes Recht auf, 
so wird der zur Entschädigung Verpflichtete in- 
soweit frei, als er aus dem Anspruch oder dem 
Recht hätte Ersatz erlangen können. 

(2) Richtet sich der Ersatzanspruch des Ent- 
schädigungsberechtigten gegen einen mit ihm 
in häuslicher Gemeinschaft lebenden Familien- 
angehörigen, so ist der Übergang ausgeschlos- 
sen; der Anspruch geht jedoch über, wenn der 
Angehörige den Schaden vorsätzlich verursacht 
hat. 

§ 72 b 

Für Streitigkeiten über Ansprüche auf Ent- 
schädigung ist der Rechtsweg vor den Verwal- 
tungsgerichten gegeben." 

16. § 73 a wird § 73. 

17. § 76 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 

1. wird hinter Nummer 1 folgende Nummer 

1 a eingefügt: 

„1 a. entgegen § 17 c Abs. 1 nicht zuge- 
lassene Sera, Impfstoffe oder Anti- 
gene abgibt oder anwendet, ,J ; 

2. erhält Nummer 4 folgende Fassung: 

„4. entgegen § 34 Abs. 1 Satz 1 oder 
Abs. 3 oder § 45 Abs. 1 Satz 1 einen 
Kadaver nicht sofort oder entgegen 
§ 41 Abs. 1 nicht unverzüglich un- 
schädlich beseitigt,"; 

3. erhält Nummer 11b folgende Fassung: 

„11b. entgegen § 61 d Abs, 1 Satz 4 Papa- 
geien oder Sittiche nicht oder nicht 
richtig kennzeichnet oder nicht 
über Aufnahme, Erwerb oder Ab- 
gabe der Tiere oder ihre Behand- 
lung oder die dabei verwendeten 
Arzneimittel Buch führt,"; 

b) in Absatz 2 Nr. 2 wird hinter dem Zitat 
„§§ 17 b" das Zitat „61 d Abs. 2, §§" einge- 
fügt. 


5 



Drucksache VI/3017 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Artikel 2 

Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Geset- 
zes Züchtern und Händlern nach § 61 d Abs. 1 er- 
teilten Genehmigungen erlöschen ein Jahr nach Ver- 
kündung dieses Gesetzes, wenn diese Personen nicht 
innerhalb dieses Zeitraumes nachgewiesen haben, 
daß die in § 61 d Abs. 1 Satz 2 vorgeschriebenen 
Räumlichkeiten vorhanden sind. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des durch 
Artikel 1 Nr. 9 in das Viehseuchengesetz eingefüg- 
ten § 17 c Abs. 1, 3 und 4, des Artikels 1 Nr. 15 und 
17 Buchstabe a Nr. 1 am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. Der Artikel 1 Nr. 9 und 17 Buchstabe a 
Nr. 1 tritt am 1. Januar 1973, Artikel 1 Nr. 15 ein 
Jahr nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Am Tage nach der Verkündung tritt die Ver- 
ordnung über die in den Seegrenzschlachthäusern 
zu erhebenden Gebühren vom 3. Oktober 1929 
(Reichsministerialblatt S. 630), geändert durch Ver- 
ordnung vom 23. September 1960 (Bundesanzeiger 
Nr. 186 vom 27. September 1960), außer Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Das Viehseuchengesetz (VG) ist zuletzt durch das 
Gesetz zur Änderung des Viehseuchengesetzes vom 
22. Januar 1969 (BGBl. I S. 77) geändert worden. 
Anläßlich der Beratungen dieses Gesetzes hat der 
Bundesrat zum Ausdruck gebracht, daß auch die 
Entschädigungsvorschriften des VG einer Überarbei- 
tung bedürfen, und die Bundesregierung gebeten, 
alsbald einen entsprechenden Gesetzentwurf vorzu- 
legen (BR-Drucksache 322/1/68 Nr. 7). Der vorlie- 
gende Gesetzentwurf bezweckt daher in erster Linie 
die Neufassung des Abschnittes II Nr. 4 des VG 
„Entschädigung für Viehverluste". 

Die Entschädigungsregelung des VG ist in das Ge- 
samtsystem der staatlichen Tierseuchenbekämpfung 
eingebaut und erfüllt hier besondere Funktionen. 
Die Entschädigung dient der Förderung der Mit- 
arbeit des Tierbesitzers bei der Seuchenbekämpfung 
und der Milderung der wirtschaftlichen Verluste, die 
dem Tierbesitzer durch Verenden oder Töten seu- 
chenkranker und verdächtiger Tiere entstehen. Sie 
ist eine mittelbare Seuchenbekämpfungsmaßnahme, 
deren Wirkungsgrad nicht geringer ist als der der 
unmittelbaren Bekämpfungsmaßnahmen. Die Ent- 
schädigung für Tierverluste ist somit integrierter 
Bestandteil der Maßnahmen, die der Staat bei Wahr- 
nehmung der ihm obliegenden Fürsorgepflicht zum 
Schutz der Rechtsgüter der Gemeinschaft vor ge- 
sundheitlichen Gefahren und volkswirtschaftlichen 
Einbußen durch Tierseuchen treffen muß. Diese 
staatlichen Maßnahmen richten sich regelmäßig 
gegen Störer im Sinne des Polizeirechts. In allen 
Fällen geht von den betreffenden Tieren, wenn- 
gleich in unterschiedlichem Ausmaß, eine tatsäch- 
liche oder eine erhebliche potentielle Gefährdung 
anderer für die Seuche empfänglicher Tiere aus. Bei 
der Tierseuchenentschädigung handelt es sich daher 
nicht um eine Enteignungsentschädigung, sondern 
um Ansprüche eigener Art, die der Gesetzgeber von 
sich aus einerseits aus Billigkeits-, andererseits aus 
Zweckmäßigkeitsgründen dem Störer gewährt (vgl. 
u. a. Beschluß des Bundesverfassungsgerichts in 
„Entscheidungen des BVerfG — Bd 20 S. 351 ff."). 

Diese dem System der staatlichen Tierseuchenbe- 
kämpfung innewohnenden Grundsätze haben sich 
bewährt und sind unverändert und in vollem 
Umfange gültig. Es ist deshalb geboten, an den 
Grundprinzipien und der Zweckbestimmung der 
bisherigen „Entschädigung für Viehverluste" fest- 
zuhalten. Durch den vorliegenden Gesetzentwurf 
soll — auch dem Votum des Bundesrates folgend — 
die Entschädigung nach Umfang und Hohe sowie 
hinsichtlich der Fälle, in denen keine Entschädi- 
gung gewährt wird bzw. in denen der Anspruch 
auf Entschädigung entfällt, neu und zeitgemäß 
geregelt werden. 


Für eine solche Neuregelung besteht ohne Zweifel 
auch ein Bedürfnis. Gegenwärtig werden Entschä- 
digungen für Viehverluste auf Grund der Vorschrif- 
ten des VG, daneben aber auch auf Grund landes- 
rechtlicher Vorschriften gewährt. Da die landes- 
rechtlichen Bestimmungen teilweise voneinander 
abweichen, sind die innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland gewährten Entschädigungsleistungen 
hinsichtlich der zu entschädigenden Fälle und auch 
hinsichtlich der Höhe der jeweiligen Entschädigung 
unterschiedlich. D^n derzeit geltenden Entschädi- 
gungsregelungen mangelt es infolgedessen auch an 
der aus der Gesamtsdcht wünschenswerten und not- 
wendigen Überschaubarkeit. Darüber hinaus sind 
u. a. in der Vergangenheit mehrfach Schwierigkei- 
ten und vereinzelt besondere Härten für betroffene 
Tierhalter bei Wegfall der Entschädigung oder des 
Anspruchs auf Entschädigung aufgetreten. 

Ziel dieses Gesetzentwurfs ist es, die tierseuchen- 
rechtlichen Entschädigungsleistungen auf eine ein- 
heitliche, im VG abschließend geregelte Basis zu 
stellen und übersichtlich zu gestalten. Neben der 
Vereinheitlichung der Vorschriften ist beabsichtigt 
— dem Sinngehalt der Tierseuchenentschädigung 
entsprechend — , den Tierhalter im wohlverstande- 
nen Eigen-, zugleich aber im Allgemeininteresse 
durch eine insgesamt großrahmigere Neuregelung 
zu intensiverer Mitarbeit zu veranlassen. 

Neben der Neuregelung der Tierseuchenentschä- 
digung sollen nur solche Änderungen im VG vor- 
genommen werden, die sich zwischenzeitlich im In- 
teresse einer umfassend wirksamen Tierseuchen- 
bekämpfung als erforderlich erwiesen haben. Ins- 
besondere wird die Vorschrift auf genommen, daß 
veterinärmedizinische Sera, Impfstoffe und Antigene 
nur nach Prüfung im Paul-Ehrlich-Institut in Frank- 
furt (Main), in der Bundesforschungsanstalt für Virus- 
krankheiten der Tiere in Tübingen und im Bundes- 
gesundheitsamt, Berlin, in den Verkehr gegeben 
werden dürfen. Diese Vorschrift entspricht einem 
Erfordernis der human- und veterinärmedizinischen 
Seuchenbekämpfung, das durch den Entwurf eines 
Gesetzes über die Errichtung eines Bundesamtes 
für Sera und Impfstoffe bereits besonderes Gewicht 
erhalten hat (BT-Drucksache VI/ 1 989) . 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich 
aus Artikel 74 Nr. 19 des Grundgesetzes. 

Dem Bund entstehen durch dieses Gesetz keine zu- 
sätzlichen Kosten. Die Aufgaben, die der Bundes- 
forschungsanstalt für Viruskrankheiten der Tiere 
in Tübingen auf Grund des § 17 c übertragen wer- 
den, sind im selben Umfang auch bisher schon von 
ihr ohne Rechtsverpflichtung gegen Entgelt wahr- 
genommen worden. Die im Zusammenhang mit 
den Prüfungen stehenden Einnahmen und Aus- 
gaben bleiben voraussichtlich unverändert; sie ha- 
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ben bisher pro Jahr 60 000 DM nicht überschritten. 
An die Stelle der privatrechtlichen Entgelte treten 
lediglich Gebühren. Die dem Bundesgesundheits- 
amt Berlin auf Grund des § 17 c übertragenen Auf- 
gaben gehen über den bisher bereits wahrgenom- 
menen Umfang nicht hinaus, zusätzliche Kosten ent- 
stehen daher nicht. Die für das Paul-Ehrlich-Institut 
in Frankfurt (Main) in diesem Zusammenhang ent- 
stehenden Kosten sind bereits in dem Entwurf eines 
Gesetzes über die Errichtung eines Bundsamtes für 
Sera und Impfstoffe berücksichtigt. Alle Kosten sind 
im geltenden Finanzplan des Bundes enthalten. Die 
durch die Ausführung des Gesetzes den Ländern ent- 
stehenden Kosten halten sich im wesentlichen im 
Rahmen der bisher für die Entschädigung von Tier- 
verlusten anfallenden Aufwendungen. Gegenüber 
der bisherigen Regelung werden ggf. zusätzliche 
Kosten im Falle des § 66 Nr. 5 erwachsen; anderer- 
seits verringern sich die Kosten durch die Bestim- 
mungen des § 67 Abs. 3 Nr. 2. Auswirkungen auf 
die Einzelpreise oder das allgemeine Preisniveau 
sind nicht zu erwarten. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 6) 

Die Einfuhr von lebenden Tierseuchenerregern und 
Impfstoffen, die lebende Tierseuchenerreger enthal- 
ten, ist im Grundsatz verboten. Da jedoch in be- 
stimmten Fällen ein Bedürfnis für die Einfuhr sol- 
cher Erreger bzw. Impfstoffe besteht, wird der Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten in einer Rechts Verordnung bestimmen, in wel- 
chen Fällen und unter welchen Voraussetzungen 
derartige Einfuhren zugelassen werden können. Die 
Rechtsverordnung bedarf der Zustimmung des Bun- 
desrates. Nun ist aber nicht auszuschließen, daß im 
Bundesgebiet, insbesondere in Krisenzeiten, neue 
hochkontagiöse Seuchen auftreten, für deren Er- 
reger keine Einfuhrmöglichkeiten geschaffen worden 
sind. Zur Bekämpfung solcher Seuchen werden zum 
Beispiel sofort entsprechende Lebendimpfstoffe be- 
nötigt, die nur aus den Ländern bezogen werden 
können, in denen die Herstellung derartiger Impf- 
stoffe erlaubt ist. Um derartige Einfuhren ohne 
nicht vertretbare Verzögerung zu ermöglichen, soll 
der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten ermächtigt werden, bei Gefahr im Ver- 
züge eine entsprechende, zeitlich befristete Rechts- 
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zu 
erlassen. 

Zu Nummer 3 (§ 9) 

Durch diese Vorschrift wird der Kreis der anzeige- 
pflichtigen Personen erweitert. Das ist erforderlich, 
um eine hier bestehende Lücke zu schließen. Leiter 
tierärztlicher, öffentlicher oder privater Untersu- 
chungsstellen, die nicht Tierärzte sind, sind bisher 
nicht zur Anzeige verpflichtet. Andererseits wird 
aber Material von Tieren in nicht geringem Um- 
fange auch an solche Institute zur Untersuchung auf 


übertragbare Krankheiten eingesandt. Es muß 
sichergestellt werden, daß jeder Fall einer anzeige- 
pflichtigen Seuche der Behörde unverzüglich mitge- 
teilt wird, insbesondere, wenn kein Tierarzt an einer 
Untersuchungsstelle tätig ist. 

Zu Nummern 4 und 5 (§ 10) 

Den neueren wissenschaftlikchen Erkenntnissen 
über das Krankheitsbild der bisher als „Schweine- 
lähme" bezeichneten Krankheit sowie über den 
Kreis der für die Hühnerpest empfänglichen Tiere 
wird durch Einfügung der Worte „Schweineläh- 
mung" bzw. „der Geflügelpest" Rechnung getragen. 

Bisher ist die Einführung der Anzeigepflicht für wei- 
tere als im § 10 Abs. 1 genannte Seuchen nur durch 
Rechts Verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
möglich. In Anbetracht des heute weitaus inten- 
siveren und umfangreicheren Handelsverkehrs mit 
Tieren und tierischen Erzeugnissen, aber auch in 
Krisenzeiten, kann das plötzliche Auftreten anderer 
hochkontagiöser und ggf. verlustreich verlaufender 
Seuchen nicht ausgeschlossen werden. Da die An- 
zeigepflicht einer Tierseuche aber Voraussetzung 
für eine schnelle und damit wirksamere Bekämp- 
fung derartiger Seuchen mit staatlichen Mitteln ist, 
soll der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten ermächtigt werden, bei Gefahr 
im Verzüge die Anzeigepflicht unverzüglich durch 
Rechts Verordnung ohne Zustimmung des Bundes- 
rates zeitlich befristet einzuführen. 

Zu Nummer 6 (§ 14) 

Folge der Änderungen in Nummer 4 Buchstabe b. 

Zu Nummern 7 und 8 (§ 16) 

Die Vorschriften des § 16 dienen der Ermittlung, 
gleichzeitig aber der sofortigen Bekämpfung et- 
waiger Seuchenausbrüche an Stellen, an denen viele 
Tiere aus verschiedenen Beständen zusammenge- 
bracht werden. Durch die Umstrukturierung der 
Schlachttiervermarktung sind in zunehmendem 
Maße gewerbliche Schlachtstätten (z. B. Versand- 
schlachtereien) entstanden, in denen zum Teil mehr 
Schlachtungen als in öffentlichen Schlachtstätten 
durchgeführt werden. Es ist daher erforderlich, auch 
die gewerblichen Schl acht Stätten durch den beamte- 
ten Tierarzt zu beaufsichtigen. Der Umfang der 
Beaufsichtigung wird sich in erster Linie nach der 
Größe der jeweiligen Schlachtstätte zu richten 
haben (Nummer 7). 

Werden Tiere in weniger großem Umfang oder in 
zeitlich größeren Abständen zusammengebracht 
— z. B. bei Tierschauen — -, erscheint eine amts- 
tierärztliche Beaufsichtigung nicht in jedem Falle 
notwendig. Dasselbe gilt für Viehmästerein und 
auch für Tierbestände, die nach Größe und Haltungs- 
weise von hergebrachten Tierhaltungen abweichen 
(Massentierhaltungen). Maßgebend dafür, ob in die- 
sen Fällen eine Beaufsichtigung durch den Amts- 
fierarzt erforderlich ist, werden vornehmlich die 
Größe der Einrichtung, ihre Lage zur Umwelt, der 
Besatz und die Häufigkeit des Wechsels der Tier- 
population sein. 
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Zu Nmmer 9 (§ 17 c) 

Die Anwendung von Sera und Impfstoffen zur 
Seuchenbekämpfung und von Antigenen im Rahmen 
der Diagnose übertragbarer Krankheiten ist unent- 
behrlicher Bestandteil zeitgemäßer Seuchenschutz- 
maßnahmen. Die von diesen Mitteln zu fordernde 
Wirksamkeit und Unschädlichkeit kann nur gewähr- 
leistet sein, wenn sie von neutralen, hierzu beson- 
ders ausgestatteten Institutionen nach einheitlichen, 
auf wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhenden 
Leitlinien geprüft werden. Dies ist ein im gesamten 
medizinischen Bereich geltendes Erfordernis; auch 
im humanmedizinischen Sektor sind die hierzu not- 
wendigen Gesetzesänderungen bereits eingeleitet 
(vgl. Abschnitt A der Begründung). Für den veteri- 
närmedizinischen Bereich werden drei Bundesbehör- 
den benannt, deren Aufgabe es sein soll, alle Sera, 
Impfstoffe und Antigene, die unter Verwendung 
von Krankheitserregern hergestellt sind und zur 
Verhütung, Erkennung oder Heilung von Vieh- 
seuchen bestimmt sind, zu prüfen und über die Zu- 
lassung eines Mittels zu entscheiden. Mit dem Be- 
griff des Abgebens in Satz 1 soll jeglicher Wechsel 
der Verfügungsgewalt über die genannten Mittel 
erfaßt werden (Absatz 1). 

Das Nähere über die Prüfung — z. B. über Umfang, 
Art und Häufigkeit der Prüfung — sowie über die 
Zulassung eines Mittels bzw, die Freigabe einer 
Charge eines Mittels soll durch Rechtsverordnung, 
die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, be- 
stimmt werden. Da in besonders bedrohlichen Seu- 
chensituationen großer Bedarf an schnell verfügba- 
ren Sera und Impfstoffen entstehen kann, wird es 
unter Abwägung aller hierbei auftretenden Gefah- 
renmomente ggf. unumgänglich sein, derartige Mit- 
tel ohne vorherige staatliche Prüfung und besondere 
Zulassung einzusetzen. Um die in diesem Fall not- 
wendige abweichende Regelung unverzüglich tref- 
fen zu können, wird der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten ermächtigt, eine 
entsprechende, zeitlich befristete Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates zu erlassen 
(Absätze 2 und 3). 

Es ist vertretbar, bei solchen Mitteln, die nur in 
dem Bestand eingesetzt werden, aus dem der zur 
Herstellung des jeweiligen Mittels verwendete Er- 
reger isoliert ist — sogenannte stallspezifische Impf- 
stoffe — , von einer Zulassung durch die genannten 
Prüfungsinstitute abzusehen. Eine entsprechende 
Vorschrift wird in Absatz 1 Satz 2 auf genommen. 
Ferner sind Ausnahmen zur Durchführung wissen- 
schaftlicher Feldversuche notwendig. Dabei scheint 
es zweckmäßig, daß der Umfang solcher Ausnahmen 
von der zuständigen Behörde bestimmt wird (Ab- 
satz 4). 

Für die Entscheidungen über die Zulassung von 
Sera, Impfstoffen und Antigenen sowie über die 
Freigabe von Chargen sollen Gebühren erhoben 
werden. Während die hierzu notwendige Rechts- 
grundlage, soweit das Bundesgesundheitsamt be- 
troffen ist, bereits vorhanden ist und für das Paul- 
Ehrlich-Institut durch das z. Z. in der parlamentari- 
schen Beratung befindliche Errichtungsgesetz ge- 
schaffen wird, muß die für die Bundesforschungs- 


anstalt für Viruskrankheiten der Tiere noch fehlen- 
de Regelung im Viehseuchengesetz vorgesehen 
werden. Die Gebührenermächtigung in Absatz 5 
Sätze 2 und 3 und die Regelung in den Sätzen 4 
und 5 lehnt sich weitgehend an die entsprechende 
Vorschrift des Artikels 1 Abs. 3 des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Errichtung eines Bundesamtes 
für Sera und Impfstoffe (BT-Drucksache W1989) an. 
Im übrigen finden die Vorschriften des Verwal- 
tungskostengesetzes vom 23. Juni 1970 (BGBl. I 
S. 821) Anwendung (Absatz 5). 

Zu Nummer 10 (§ 23) 

Bei der Psittakosebekämpfung hat es sich als not- 
wendig erwiesen, auch Tiere einer tierärztlichen Be- 
handlung zu unterziehen, die weder krank noch ver- 
dächtig erscheinen, aber als empfängliche Tiere be- 
sonders gefährdet sind. Da eine Behandlung emp- 
fänglicher Tiere im Rahmen der staatlichen Tier- 
seuchenbekämpfung auch bei anderen Seuchen Be- 
deutung erlangen kann, wird der § 23 entspre- 
chend ergänzt und § 61 d Abs. 3 gestrichen. 

Versuche, seuchenkranke oder verdächtige Tiere 
mit therapeutischen Mitteln zu heilen, sind bei vie- 
len Tierseuchen nicht nur wirkungslos, sondern 
stören auch in nicht unerheblichem Maße die Be- 
kämpfung der Seuche. Deshalb müssen vornehmlich 
bei Seuchen, die wegen ihrer Gefährlichkeit nur 
durch sofortige Beseitigung des Seuchenherdes 
wirksam bekämpft werden können — wie z. B. die 
Rinderpest — , jegliche Heilversuche unterbleiben. 
Es wird daher klargestellt, daß Heilversuche nicht 
nur beschränkt, sondern auch verboten werden kön- 
nen. 

Zu Nummer 11 (§ 28) 

Eine nicht öffentliche Tierschau kann heutzutage 
ebenso groß sein wie eine öffentliche Tierschau. 
Folglich kann von beiden Tierschau-Arten eine 
gleich große Gefährdung sowohl für die Beschicker 
der Schau als auch für die Allgemeinheit ausgehen. 
Eine eventuelle Einstellung oder Beschränkung nur 
der öffentlichen Tierschau ist daher nicht mehr ge- 
rechtfertigt. 

Satz 2 des § 28 wird gestrichen, da in Anbetracht der 
heute weitaus größeren Gefahr einer möglichen in- 
direkten oder direkten Seuchenverschleppung Vieh- 
versteigerungen in einem Seuchen- oder seuchen- 
gefährdeten Gebiet nicht mehr vertretbar sind. Der- 
artige Veranstaltungen haben auch nur noch sehr 
geringe Bedeutung. 

Zu Nummer 12 (§ 41) 

Die Beseitigung verendeter oder getöteter tollwut- 
kranker oder verdächtiger Tiere muß unter be- 
stimmten Vorsichtsmaßnahmen und sachgemäß 
durchgeführt werden. Da hierzu im Einzelfalle gege- 
benenfalls gewisse Vorsorgemaßnahmen und Vor- 
bereitungen notwendig sind, wird vorge schrieben, 
daß die unschädliche Beseitigung derartiger Tiere 
unverzüglich (ohne schuldhaftes Zögern) vorgenom- 
men werden muß. 


9 



Drucksache VI/3017 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Zu Nummer 13 (§ 61 a) 

Die Vorschrift ist entbehrlich; die Tuberkulose des 
Rindes tritt in der Bundesrepublik Deutschland nur 
noch ganz vereinzelt auf und wird dann auf Grund 
der Verordnung zum Schutz gegen die Tuberkulose 
des Rindes vom 3. August 1965 (BGBl. I S. 669) be- 
kämpft. 

Zu Nummer 14 (§ 61 d) 

Die Behandlung seucheükranker und verdächtiger 
Papageien- und Sittichbestände mit bestimmten 
Arzneimitteln hat sich bei der Bekämpfung der 
Psittakose als wirksam erwiesen. Die Behand- 
lung kann aber nur erfolgreich sein, wenn beson- 
dere hygienische Bedingungen eingehalten werden; 
hierzu gehören insbesondere entsprechend ausge- 
stattete Räumlichkeiten, in denen eine ordnungs- 
gemäße Behandlung und Desinfektion durchgeführt 
werden kann. 

Züchter und Händler unterliegen bereits jetzt einer 
Buchführungspflicht. Diese Verpflichtung bedarf 
aber der Erweiterung. Um möglichst umfassend er- 
mitteln zu können, woher die Psittakose gegebe- 
nenfalls eingeschleppt oder wohin sie gegebenen- 
falls verschleppt worden ist, muß nicht nur über 
Erwerb und Abgabe, ^sondern auch über eine zeit- 
weilige oder dauernde Aufnahme eines Tieres — 
ohne daß es erworben wird — Buch geführt werden. 
Ferner muß über die im Bestand zur Bekämpfung 
von Krankheiten verwendeten Arzneimittel Buch 
geführt werden, da die Bekämpfung der Psittakose 
durch Verabreichung nicht geeigneter Arzneimittel 
gestört werden kann. 

Die derzeitigen Verfahren der Kennzeichnung der 
Papageien und Sittiche und der Buchführung müssen 
auf eine einheitlichere Basis gestellt werden. Der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten soll daher ermächtigt werden, entspre- 
chende Regelungen durch Rechts Verordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zu erlassen (neuer Ab- 
satz 2). 

Der bisherige Absatz 3 im § 61 d ist infolge der Än- 
derung in Nummer 10 (§ 23) entbehrlich. 

Zu Nummer 15 (§§ 66 bis 72 b) 

Im Abschnitt II Nr. 4 werden Regelungen für die 
Entschädigung sowohl von Tieren getroffen, die 
Vieh im Sinne des Gesetzes sind, als auch für Tiere, 
die nicht Vieh im Sinne des Gesetzes sind. Dies soll 
durch die neue Überschrift „Entschädigung für Tier- 
verluste" bereits zum Ausdruck gebracht werden. 

§ 66 

In dieser Vorschrift werden die Fälle genannt, in 
denen eine Entschädigung zu leisten ist; Leitlinie 
für die Neufassung waren Zweckbestimmung und 
Zielsetzung der Tierseuchenentschädigung, Die Vor- 
schrift ist gegenüber der geltenden Regelung um- 
fassender und überschaubarer gestaltet worden. Die 
Zahl der Entschädigungsfälle wird vergrößert, um 
die Mitarbeit des Tierbesitzers zu fördern und durch 
Tierseuchenverluste entstehende Schäden mildem 
zu helfen. 


Grundsätzlich soll nunmehr für ein Tier, das auf 
behördliche Anordnung — die auf Grund einer vieh- 
seuchenrechtlichen Vorschriften ergangen ist — , ge- 
tötet worden ist oder das nach Anordnung der Tötung 
verendet ist, eine Entschädigung gewährt werden, 
gleichgültig, ob es an der Krankheit, die zur Tötung 
Veranlassung gegeben hat, gestorben ist oder nicht 
(Nummer 1). Unter der Voraussetzung, daß Tiere 
auf behördliche Anordnung hätten getötet werden 
müssen, soll in Zukunft auch eine Entschädigung 
geleistet werden für Tiere, bei denen nach dem 
Tode eine der anzeigepflichtigen Seuchen festge- 
stellt worden ist; eine Benennung bestimmter pera- 
kut oder akut verlaufender bzw. verzögert feststell- 
barer Seuchen zur Erfassung der Infektionsträger 
nur dieser Seuchen erscheint nicht ausreichend und 
nicht zweckentsprechend (Nummer 2). Ferner soll 
nicht nur für solche Tiere eine Entschädigung gelei- 
stes werden, die infolge einer diagnostischen Maß- 
nahme oder Impfung verendet sind oder getötet 
werden mußten, sondern auch für Tiere, von denen 
anzunehmen ist, daß sie auf Grund einer viehseu- 
chenrechtlich vorgeschriebenen oder viehseuchen- 
behördlich angeordneten Maßnahme, auch im Zu- 
sammenhang mit deren Durchführung, getötet wer- 
den mußten; zur Abgrenzung der Fälle soll die 
Zuständige Behörde die gutachtliche Äußerung des 
beamteten Tierarztes einholen (Nummer 4). Schließ- 
lich ist auch vorgesehen, für solche Rinder, Schweine 
und Schafe eine Entschädigung zu gewähren, die in 
„gesundem" Zustand Viehhöfen, Schlachthöfen oder 
sonstigen Schlachtstätten zugeführt worden sind 
und erst nach überstellen in diese Einrichtungen an 
einer Seuche erkranken oder der Seuche bzw. der 
Ansteckung verdächtig sind, deren Fleich aber nach 
der Schlachtung auf Grund viehseuchenrechtlicher 
Bestimmungen gemaßregelt werden muß; eine sol- 
che Maßregelung ist bei — oftmals hochkontagiö- 
sen — Seuchen, wie z. B. die Maul- und Klauen- 
seuche, deren Erreger durch Fleisch befallener Tiere 
verbreitet werden kann, vorgeschrieben. Hierdurch 
soll vermieden werden, daß derjenige eine Erlösein- 
buße hinnehmen muß, der sich an seine Verpflich- 
tung hält, keine kranken oder verdächtigen Tiere 
zur Schlachtung zu schicken. 

§67 

Durch diese Vorschrift wird die Höhe der zu leisten- 
den Entschädigung festgesetzt. Dabei sollen, wie bis- 
her, der gemeine Wert des Tieres zugrunde gelegt 
und auf die Entschädigung die verwertbaren Teile 
des Tieres angerechnet werden. Neu aufgenommen 
wurde, daß die bei der Verwertung entstehenden 
Kosten nicht dem Besitzer zur Last fallen (Absatz 1 
und Absatz 4). 

Die Festsetzung von Höchstsätzen »steht im Einklang 
mit den Grundprinzipien der Tierseuchenentschädi- 
gung. Maßgebend für die Begrenzung der im Ein- 
zelfall zu leistenden Entschädigung war die Erwä- 
gung, daß die Allgemeinheit nicht zur vollen Ab- 
deckung eines Seuchenverlustes bei Tieren heran- 
gezogen werden kann, die primär aus Liebhaberei 
oder als Luxustier gehalten werden oder die einen 
besonders hohen Nutzungswert haben. Dem Be- 
sitzer solcher Tiere ist zuzumuten, daß er dem vor- 


10 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3017 


handenen gesundheitlichen Risiko in geeigneter 
Weise Rechnung trägt. Da die festgesetzten Höchst- 
sätze stets eine etwa vergleichbare Relation zum 
durchschnittlichen gemeinen Wert der jeweiligen 
Tiere haben sollen, wird der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ermächtigt, 
die Höchstsätze bis 50 vom Hundert durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu 
ändern (Absatz 2) . 

Die bei der Ausdehnung der Entschädigungsfälle 
(vgl. § 66) maßgeblichen Grundsätze sind auch bei 
der Festsetzung der Höhe der Entschädigungslei- 
stung angewandt worden. Während durch die Vor r 
schrift des derzeitigen § 68 die nach dem gemeinen 
Wert zu berechnende Eiitschädigung bei Tierver- 
lusten — durch besonders benannte Seuchen — um 
ein Fünftel gemindert wird, ist eine solche relativ 
weitgreifende Minderung im vorliegenden Entwurf 
nicht enthalten. Gleichwohl soll eine Beschränkung 
der Entschädigung auf einen Teilbetrag des gemei- 
nen Wertes auch durch dieses Gesetz in einigen 
Fällen vorgesehen werden. So findet die in Ab- 
satz 3 Nr. 1 enthaltene Beschränkung unter beson- 
derer Berücksichtigung der Zweckbestimmung der 
Tierseuchenentschädigung ihre Rechtfertigung in der 
Erwägung, daß der Tierbesitzer zur Verhütung wei- 
terer eigener und gemeinschaftlicher Schäden beson- 
dere Sorgfalt hinsichtlich der unverzüglichen Seu- 
chenanzeige obwalten lassen muß. Kommt der Tier- 
besitzer dieser Verpflichtung so schnell wie möglich 
nach, wird der ihm nicht zu ersetzende Teil des 
Schadens relativ gering bleiben, da er weitere Min- 
derungen der Entschädigungsleistung nicht zu er- 
warten hat. Für die in Absatz 3 Nr. 2 und 3 fest- 
gelegte Minderung der Entschädigung war die im 
§ 71 Abs. 1 Nr. 1 vorgesehene Regelung, nach der 
aus Staatsmitteln die Entschädigung zur Hälfte zu 
bestreiten ist, soweit von Tierbesitzern für be- 
stimmte Tierarten zur Gewährung von Entschädi- 
gungen Beiträge erhoben werden, ausschlaggebend. 
Es wäre nicht vertretbar, für die hier genannten 
Tiere, insbesondere für Tiere, die nicht Vieh im 
Sinne des Gesetzes, mithin nicht primäres Schutz- 
objekt sind, eine höhere Entschädigung aus Staats- 
mitteln zu gewähren als für Tiere, für die der Tier- 
halter zur Gewährung von Entschädigungen beson- 
dere Beiträge entrichten muß. 

§68 

Diese Vorschrift entspricht den bisherigen §§ 70 und 
71. Dabei wurde auf eine Versagung der Entschädi- 
gung durch Landesrecht aus den im Allgemeinen 
Teil der Begründung erwähnten Gründen verzichtet. 
Bie Bestimmung der Nummer 1 des geltenden § 71 
wurde nicht mehr aufgenommen, da sie in der Ver- 
gangenheit stets nur geringe Bedeutung gehabt hat. 

Absatz 1 Nummern 1 bis 5 und Absatz 2 sind aus 
der geltenden Vorschrift des § 70 übernommen wor- 
den; die Nummern 6 bis 11 im Absatz 1 wurden 
neu eingefügt — die Nummer 7 und hinsichtlich der 
Hunde und Katzen auch die Nummer 10 in Anleh- 
nung an die Nummern 2 und 3 im bisherigen § 71. 

Bei den neu eingefügten Bestimmungen standen fol- 
gende Überlegungen im Vordergrund. 


Bei eingeführten Tieren können zur Verhütung der 
Seucheneinschleppung therapeutische, diagnostische 
oder seuchenhygienische Maßnahmen erforderlich 
sein. Damit eventuell verbundene Gefahren und 
Verluste können nicht der Allgemeinheit angelastet 
werden, sondern müssen vom Einführenden getra- 
gen werden. Ein Tier gilt in diesem Zusammenhang 
so lange als „eingeführtes Tier", wie es auf Grund 
einer tierseuchenrechtlichen Einfuhrvorschrift be- 
stimmten Beschränkungen unterliegt (Nummer 6). 

Mit der Vorschrift der Nummer 7 soll verhindert 
werden, daß Tierbesitzer im Falle eines Seuchenaus- 
bruchs — um der Belastung durch dann notwendige 
Seuchenbekämpfungsmaßnahmen zu entgehen — 
kranke oder verdächtige Schlachttiere noch abgeben, 
wie in der Vergangenheit durchaus nicht selten vor- 
gekommen ist. Der Tierbesitzer muß sich seiner 
Verpflichtung bei der Tierseuchenbekämpfung be- 
wußt und darum besorgt sein, daß keine kranken 
und verdächtigen Tiere seinen Bestand verlassen. 
Für Schlachtvieh ist eine Entschädigung über die im 
§ 66 Nr. 5 festgesetzten Fälle hinaus nicht vertret- 
bar. 

Es kann nicht Sinn einer Tierseuchenentschädi- 
gungsregelung sein, für einzelne, überwiegend aus 
Liebhaberei gehaltene und für herrenlose Tiere, die 
im Grunde auch nicht Schutzobjekt des Gesetzes 
sind, sowie für Tiere, die unter besonderen Bedin- 
gungen zu wissenschaftlichen Versuchen verwendet 
werden, im gegebenen Falle eine Entschädigung zu 
zahlen. Das gilt auch für Hunde und Katzen, sofern 
sie an Tollwut — die unheilbar ist — erkrankt sind 
oder der Verdacht besteht, daß sie an dieser Seuche 
leiden. — Als Einzeltiere werden in der Regel solche 
Tiere anzusehen sein, die in geringer Zahl und nur 
zur privaten Verwendung, jedoch nicht zur Erzie- 
lung eines regelmäßigen Einkommens, gehalten 
werden (Nummern 8 bis 11). 

§ 69 

Die Vorschrift des Absatzes 1 entspricht dem gel- 
tenden § 72. Die Nummern 2 und 3 sind klarer ge- 
faßt worden. Da der Begriff „unverzüglich" durch 
§ 121 Abs. 1 BGB und die Rechtsprechung klar abge- 
grenzt ist, ist die Bestimung eines Zeitraumes, in 
dem die Anzeige erstattet sein muß, in Nummer 2 
nicht erforderlich. Der Begriff „bei dem die Ent- 
schädigung auslösenden Fall" beinhaltet, daß zur 
Anwendung der Bestimmungen des Absatzes 1 die 
Voraussetzungen des § 66 erfüllt sein müssen. 

Anlaß zur Neufassung der Vorschrift war in erster 
Linie die Bestimmung in Nummer 3 des geltenden 
§ 72, nach der der Anspruch auf Entschädigung auch 
ohne schuldhaftes Verhalten des Tierbesitzers ge- 
genüber einer angeordneten Schutzmaßregel weg- 
fiel. Dies hat verschiedentlich große Härten und 
Unbilligkeiten zur Folge gehabt, die sich zum Teil 
existenzbedrohend auswirkten und nicht in ver- 
nünftiger Relation zum Zweck der Vorschrift stan- 
den. Bei unverschuldetem Nichtbefolgen einer tier- 
seuchenrechtlichen Vorschrift oder einer auf einer 
solchen Vorschrift beruhenden Anordnung soll da- 
her der Anspruch auf Entschädigung nicht entfallen. 
Andererseits ist für das Entfallen des Anspruches 
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allein die Schuld des Tierhalters — auch ohne ur- 
sächlichen Zusammenhang zum jeweiligen Seuchen- 
geschehen — maßgebend. 

Im Falle des Absatzes 2 muß der Anspruch auf 
Entschädigung wegfallen, da in einem verseuchten 
oder verdächtigten Bestand Tiere grundsätzlich erst 
wieder eingestellt werden können, wenn die Seuche 
erloschen ist, um die Zahl der empfänglichen Tiere 
und damit die Seuchenintensität in einem Seuchen- 
herd sowie die gegebenenfalls zu leistende Ent- 
schädigung nicht unnötig zu erhöhen. Der Anspruch 
entfällt aber nur für diejenigen Tiere, die auf 
eigenen Wunsch des Tierbesitzers zwischenzeitlich 
eingestellt werden. 

Notwendigkeit und Funktion der Tierseuchenkas- 
sen und vergleichbaren Einrichtungen sind aner- 
kannt. Hervorgegangen zum Teil aus den früheren 
Provinzialverbänden erfüllen sie, auf das jeweilige 
Gebiet zugeschnitten, den Tierhaltern zugute kom- 
mende Aufgaben sowohl in der Bekämpfung über- 
tragbarer Krankheiten als auch in der Vorbeuge 
gegenüber solchen Krankheiten. Diese Aufgaben 
könnten durch eine über die Länder hinausgehende 
Institution nicht in derselben differenzierten Form 
wahrgenommen werden. Zur Durchführung dieser 
Aufgaben werden von den Tierseuchenkassen Bei- 
träge erhoben. Damit die Funktionsfähigkeit dieser 
Institutionen, aber auch der Gleichheitsgrundsatz 
zwischen allen Beitragspflichtigen gewahrt bleibt, 
kann derjenige, der hierbei seinen Verpflichtungen 
schuldhaft zum Nachteil der anderen Beitragspflich- 
tigen nicht nachkommt, keinen Anspruch auf Ent- 
schädigung für Tierverluste erheben. 

S 70 

Nicht jedes „schuldhafte Nichtbefolgen" einer vieh- 
seuchenrechtlichen Vorschrift oder einer auf Grund 
einer solchen Vorschrift ergangenen Anordnung ist 
gleich schwer zu bewerten. Zudem ist es eines der 
Ziele der Tierseuchenbekämpfung, wirtschaftliche 
Schäden vermeiden zu helfen. Da außerdem berück- 
sichtigt werden sollte, ob ein Tierbesitzer ansonsten 


„mitarbeitet", wird es in das Ermessen der zustän- 
digen Behörde gestellt, nach entsprechender Prüfung 
auch bei Vorliegen der in § 69 Abs. 1 und 3 ge- 
nannten Verstöße gegebenenfalls einen Teil der 
Entschädigung zu gewähren. 

§ 71 

Die Durchführung tierseuchenrechtlicher Vorschrif- 
ten obliegt den zuständigen Landesbehörden. Wie 
bisher bleibt es daher auch den Ländern überlassen, 
zu regeln, wer die Entschädigung gewährt und wie 
sie aufzubringen ist. Dabei ist jedoch — insbeson- 
dere zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrun- 
gen — der aus Staatsmitteln zu tragende Entschä- 
digungsteil einheitlich festzulegen. Andernfalls 
könnte dies zu unterschiedlicher Belastung derer 
führen, von denen Beiträge zur Gewährung von Ent- 
schädigungen erhoben werden. Zum anderen muß 
gesichert sein, sofern solche Beiträge auf Grund 
landesrechtlicher Vorschriften nicht erhoben werden, 
daß die Entschädigung voll aus Staatsmitteln zu 
leisten ist. 

§§ 72 und 72 a 

Die Vorschriften entsprechen dem geltenden § 69 
bzw. § 68 a; § 72 a wurde klarer gefaßt. 

§ 72 b 

In der Vergangenheit sind bei gerichtlichen Verfah- 
ren Zweifel aufgetreten, ob für Streitigkeiten über 
Ansprüche auf Entschädigung der Rechtsweg vor 
den ordentlichen oder den Verwaltungsgerichten 
gegeben war. Auch in höchstrichterlichen Urteilen 
ist dies unterschiedlich entschieden worden. Da die 
Entschädigung für die Tierverluste vom Staat aus 
Billigkeitsgründen gewährt wird (vgl. Abschnitt A 
der Begründung), ist für derartige Streitigkeiten 
der Rechtsweg vor den Verwaltungsgerichten ge- 
geben. 

Zu Nummer 17 

Notwendige Anpassung der Strafvorschriften auf 
Grund der Äderungen in den Nummern 9, 12 und 14. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


I. Zu Artikel 1 

1. In Nummer 2 sind die Worte „und § 7 Abs. 4 
werden jeweils" durch das Wort „werden" zu 
ersetzen. 

2. Folgende neue Nummern sind einzufügen: 

,2 a. In § 7 wird Absatz 4 durch folgende Ab- 
sätze 4 und 5 ersetzt: 

„ (4) Absatz 1 findet auf die Ausfuhr sinn- 
gemäß Anwendung. 

(5) Die Absätze 1, 2 und 4 finden auch auf 
das Verbringen aus den Währungsgebieten 
der Mark der Deutschen Demokratischen 
Republik Anwendung." 

2b. In § 7 a ist folgender Absatz 3 anzufügen: 

„(3) Ausfuhr im Sinne des Abschnittes I 
dieses Gesetzes ist das Verbringen aus dem 
Wirtschaftsgebiet nach fremden Wirtschafts- 
gebieten." ' 

Begründung zu 1. und 2. 

Im Rahmen der zunehmenden Liberalisierung 
des internationalen Handels mit lebenden Tie- 
ren, Teilen von Tieren usw., insbesondere auch 
im Bereich der EWG, wird sowohl in inter- 
nationalen als auch bilateralen Vorschriften 
bzw. Verträgen und Abmachungen die Ver- 
pflichtung, geeignete Maßnahmen zur Verhü- 
tung der Verschleppung von Tierseuchen bei 
der Ausfuhr anzuordnen, in zunehmendem 
Maße dem Exportland auferlegt. Die Vorschrift 
hat daher besonderes Interesse für den deut- 
schen Agrarexport. Entsprechende Ergänzun- 
gen in den §§ 7 und 7 a des Viehseuchenge- 
setzes sind hierzu erforderlich. 


3. In Nummer 9 sind in dem eingefügten § 17 c 
Abs. 2 nach dem Wort „Mittel" die Worte „so- 
wie über die Abgrenzung der sachlichen Zu- 
ständigkeit der in Absatz 1 genannten Stellen" 
einzufügen. 

Begründung 

Im Hinblick auf die Rechtsprechung des BVerfG 
zu Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG (vgl. BVerfGE 
14, 197, 211) erscheint es notwendig, eine Be- 
stimmung zu treffen, daß auch die Abgrenzung 
der sachlichen Zuständigkeit der drei in Ab- 
satz 1 genannten Stellen im Verordnungswege 
erfolgt. Hierdurch soll gewährleistet werden, 
daß diese Stellen nicht durch interne Verein- 
barung regionale Zuständigkeiten begründen. 


Dies würde dem Grundsatz zuwiderlaufen, daß 
die Errichtung einer Bundesoberbehörde nur 
dann zulässig ist, wenn diese die ihr zuge- 
wiesenen Aufgaben zentral für das gesamte 
Bundesgebiet wahrnehmen kann. 

4. In Nummer 15 ist in § 66 die Nummer 3 wie 
folgt zu fassen: 

„3. für Tiere, bei denen Milzbrand oder Rausch- 
brand nach dem Tode festgestellt worden 
ist;" 

Begründung 

Ziel des Gesetzentwurfes ist es, die tierseuchen- 
rechtlichen Entschädigungsleistungen auf eine 
einheitliche, im Viehseuchengesetz abschließend 
geregelte Basis zu stellen. Im Falle der Fest- 
stellung von Milzbrand nach dem Tode werden 
nicht nur für Rinder und Einhufer, sondern — 
z. B. aufgrund der Viehseuchenentschädigungs- 
satzung des Landes Schleswig-Holstein — auch 
für Schweine und Schafe Entschädigungen ge- 
währt. Ähnliche Regelungen bestehen auch bei 
anderen Tierseuchenkassen. Für Rauschbrand 
gilt dies sinngemäß. Deshalb sollte die vorge- 
sehene Bestimmung für alle Tiere gelten. 

5. In Nummer 15 sind in § 66 Nr. 4 die Worte 
„nach dem Gutachten des beamteten Tierarztes" 
zu streichen und das Wort „Maßnahme" durch 
die Worte „Impfung, Behandlung oder Maß- 
nahme diagnostischer Art" zu ersetzen. 

Begründung 

Nach dem Viehseuchengesetz ist der beamtete 
Tierarzt der zuständige Sachverständige. Ein 
besonderer Hinweis in der Vorschrift ist daher 
nicht erforderlich. Eine Entschädigung soll nur 
dann gewährt werden, wenn die in § 23 des 
Viehseuchengesetzes vorgesehenen Maßnahmen 
(Impfungen, Behandlungen und Maßnahmen 
diagnostischer Art) zu Tierverlusten geführt 
haben oder im Zusammenhang mit deren Durch- 
führung Tierverluste auftreten. Eine Einbezie- 
hung aller behördlich angeordneten Maßnahmen 
ist nicht vertretbar, weil in diesem Fall auch 
Verluste entschädigt werden müßten, die z. B. 
bei Durchführung von Absonderungs- und 
Sperrmaßnahmen infolge mangelnder Sorgfalt 
des Tierhalters eintreten. 

6. In Nummer 15 sind in § 66 Nr. 5 die Worte 
„behördliche Anordnung" durch die Worte 
„einer auf eine solche Vorschrift gestützten 
behördlichen Anordnung" zu ersetzen. 
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Begründung 

Es soll klargestellt werden, daß die behördliche 
Anordnung nicht auf das Fleischbeschaugesetz 
gestützt werden kann. 

7. In Nummer 15 ist in § 67 Abs. 2 folgende Num- 
mer 12 anzufügen: 

„12. Bienen, je Volk 200 DM." 

Begründung 

Für Bienen ist ebenfalls eine Entschädigung vor- 
zusehen. Im übrigen wird klargestellt, daß 
Bienen nicht als Einzeltiere, sondern als Bienen- 
volk zu entschädigen sind. 

8. In Nummer 15 ist in § 67 Abs. 2 der letzte Satz 
zu streichen. 

Begründung 

Die in § 67 Abs. 2 letzter Satz vorgesehene Er- 
mächtigung, bei Preiserhöhungen (und Preis- 
senkungen) die Entschädigungshöchstsätze durch 
Rechtsverordnung entsprechend zu ändern, ist 
abzulehnen. Durch Vorschriften dieser Art wird 
zu Unrecht der Anschein erweckt, als ob Preis- 
erhöhungen unabänderlich wären und die Ge- 
setzgebung dem Rechnung zu tragen beginne. 
Tatsächlich jedoch werden von allen verant- 
wortungsbewußten Stellen der Bundesrepublik 
die Bemühungen unvermindert fortgesetzt, die 
Stabilität des Preisniveaus (§ 1 StWG) wieder- 
herzustellen. 

Die zur Streichung empfohlene Vorschrift ist 
ferner deshalb abzulehnen, weil sie den ersten 
Schritt zu einer preisbezogenen Dynamisierung 
von Wertgrenzen darstellen würde. Eine solche 
Dynamisierung könnte unübersehbare und nicht 
zu verantwortende Auswirkungen auf andere 
Höchstbeträge, Freibeträge, Pauschbeträge und 
dergleichen in weiten Bereichen des Leistungs- 
und Abgabenrechts (z. B. des Steuerrechts) ha- 
ben und ist vom Bundesrat noch in seiner Sit- 
zung am 22. Oktober 1971 im Zusammenhang 
mit der 5. DVO zu § 33 BVG abgelehnt worden 
(vgl. die auf den Widerspruch des Finanzaus- 
schusses erfolgte Ablehnung von Ziffer 8 oder 
Drucksache 362/1/71 durch den Bundesrat). 

9. In Nummer 15 sind in § 67 Abs. 3 die Eingangs- 
worte wie folgt zu fassen: 

„Die nach den Absätzen 1 und 2 ermittelte 
Entschädigung mindert sich um . . 

Begründung 

Es soll klargestellt werden, daß in den Fällen 
des Absatzes 3 bei der Minderung des Ent- 
schädigungsbetrages um 50 v. H. die Höchst- 
sätze nach Absatz 2 vorher berücksichtigt wer- 
den, so daß die auszuzahlende Entschädigung in 
keinem Fall mehr als 50 v. H. der in Absatz 2 
aufgeführten Höchstsätze betragen darf. 


10. In Nummer 15 sind in § 67 Abs. 4 die Worte 
„nach § 66" zu streichen. 

Begründung 

Der Hinweis ist überflüssig, weil eine Entschä- 
digung lediglich nach § 66 vorgesehen ist. 

11. In Nummer 15 sind 

a) in § 68 Abs. 1 Satz 1 in Nummer 8 und in 
Nummer 10 jeweils der Halbsatz ab dem 
Wort „ , soweit" und die Nummer 11 
sowie dementsprechend 

b) in § 67 Abs. 2 Satz 1 die Nummern 6 bis 11 
und in § 67 Abs. 3 die Nummer 2 

zu streichen. 

Begründung zua) und b) 

Es erscheint aus seuchenpolitischen Gründen 
nicht erforderlich, künftig auch für Verluste von 
Tieren in Zoologischen Gärten oder ähnlichen 
Einrichtungen sowie für Verluste von Hunden, 
Katzen und Tieren, die nicht Vieh im Sinne des 
Viehseuchengesetzes sind, eine Entschädigung 
zu gewähren. Damit würde ein neuer Erstat- 
tungstatbestand geschaffen, der u. a. zu erheb- 
lichen Mehraufwendungen führen würde. 

12. In Nummer 15 ist in § 71 Abs. 1 der Punkt am 
Ende des Satzes 2 zu streichen und Satz 2 wie 
folgt zu ergänzen: 

„mit der Maßgabe, daß mindestens für Pferde, 
Rinder, Schweine und Schafe Beiträge zu er- 
heben sind." 

Begründung 

Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 
soll sichergestellt werden, daß für wirtschaftlich 
bedeutungsvolle Tierarten in allen Ländern 
Beiträge zu erheben sind. 

13. In Nummer 17 Buchstabe a Nr. 1 sind in § 76 
Abs. 1 Nr. 1 a nach den Worten „§ 17 c Abs. 1" 
die Worte „Satz 1" einzufügen. 

Begründung 

Ein Zulassungszwang für bestimmte Stoffe ist 
lediglich in § 17 c Abs. 1 Satz 1 begründet. Satz 2 
gibt die Möglichkeit, hiervon Ausnahmen zu 
machen-, ein Verstoß gegen diese Bestimmung 
ist begrifflich nicht möglich. 

14. In Nummer 17 Buchstabe a ist folgende Num- 
mer 2 a einzufügen: 

„2 a. wird Nummer 11 gestrichen-," 
Begründung 

Folge der Aufhebung des § 61 a durch Artikel 1 
Nr. 13. 
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15. In Nummer 17 Buchstabe a ist die Nummer 3 
wie folgt zu fassen: 

,3. erhält die Nummer 11b folgende Fassung: 

„11 b. entgegen § 61 d Abs. 1 Satz 4 Papa- 
geien oder Sittiche nicht oder nicht 
richtig kennzeichnet oder über Auf- 
nahme, Erwerb oder Abgabe der Tiere 
oder über Beginn oder Dauer einer 
Behandlung gegen Psittakose oder die 
dabei verwendeten Arzneimittel nicht, 
nicht richtig oder unvollständig Buch 
führt, " 

Begründung 

Klarstellung, daß es nicht genügt, Buch zu füh- 
ren, sondern daß die nach § 61 d Abs. 1 Satz 4 
notwendigen Eintragungen auch richtig und voll- 
ständig sein müssen. 

16. In Nummer 17 Buchstabe a ist folgende Num- 
mer 4 anzufügen: 

„4. erhält Nummer 12 folgende Fassung: 

„12. entgegen § 61 d Abs. 1 Satz 5 die Vor- 
lage von Büchern verweigert oder ent- 
gegen § 61 d Abs. 3 den Zutritt zu 
Grundstücken oder Räumen oder die 
Besichtigung, oder Untersuchung von 


Tieren nicht duldet oder die zur Un- 
tersuchung erforderlichen Tiere nicht 
überläßt,“;'. 

Begründung 

Folge der Änderungen des § 61 d durch Arti- 
kel 1 Nr. 14. 


II. Vor Artikel 2 

Folgender Artikel 1 a ist einzufügen: 

„Artikel 1 a 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wird ermächtigt, den Wortlaut des Vieh- 
seuchengesetzes in der neuen Fassung bekanntzu- 
machen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlautes 
zu beseitigen.“ 

Begründung 

Angesichts wesentlicher Änderungen des Gesetzes, 
insbesondere der §§ 16, 23, 28 und 61 d) sowie der 
Neufassung der Entschädigungsvorschriften für Tier- 
verluste wird die Bekanntmachung der geltenden 
Fassung — obwohl letztmalig erst am 27. Februar 
1969 erfolgt — aus Gründen der Übersichtlichkeit 
und zur Erleichterung für die laufende Anwendung 
dieser Vorschriften für notwendig erachtet. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zum Beschluß des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu 
I. l. r 3. bis 7., 9., 10. r 12. bis 16. und zu II. zu. 

Zu I. 2. (§ 7) 

Dem Vorschlag stimmt die Bundesregierung der 
Sache nach zu, schlägt jedoch zur eindeutigen Klar- 
stellung für die Nummer 2 a folgende Formulierung 
vor: 

,2. a. In § 7 wird Absatz 4 durch folgende Absätze 4 
und 5 ersetzt: 

„(4) Die Absätze 1 und 2 finden auch auf 
das Verbringen aus den Währungsgebieten 
der Mark der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik Anwendung. 

(5) Absatz 1 findet auf die Ausfuhr sowie 
auf das Verbringen in die Währungsgebiete 
der Mark der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik sinngemäß Anwendung." ' 


Zu I. 8 . (§ 67 Abs. 2) 

Dem Vorschlag stimmt die Bundesregierung nicht 
zu. 

Die Bundesregierung bemüht sich in besonderer 
Weise und sehr verantwortungsbewußt um die Sta- 
bilität des Preisniveaus. Zweck der Vorschrift ist es, 
in bestimmtem Umfange die Relation zwischen den 
festgesetzten Höchstsätzen und dem durchschnitt- 
lichen gemeinen Wert der jeweiligen Tierart zu 
wahren. Die Aufrechterhaltung dieser Relation ist 
erforderlich, um der mit dieser Gesetzesänderung 
beabsichtigten Neuregelung der Tierseuchenentschä- 
digung sowohl dem Grundsatz als auch dem Um- 
fang nach in stets gleicher Weise Rechnung zu tra- 
gen. Dies ist nur durch eine Änderung des Gesetzes 
oder auf dem von der Bundesregierung vorgeschla- 
genen Weg der Rechtsverordnung durchführbar; 
gegen eine Änderung des Gesetzes bestehen — wie 
aus der Stellungnahme des Bundesrates zu entneh- 
men — keine Bedenken. Zugleich ist die Bundes- 
regierung bestrebt, rationell und in der Sache zügig 
zu arbeiten sowie nicht erforderliche Belastungen 
der gesetzgebenden Körperschaften zu vermeiden. 
Zur Anpassung veränderter Bewertungen der Tiere 
erscheint der Bundesregierung der Weg über eine 
Rechtsverordnung geeigneter. Von dieser Befugnis 


wird die Bundesregierung selbstverständlich nur in 
dem unbedingt notwendigen Umfang Gebrauch 
machen. Zudem bedarf diese Rechtsverördnung der 
Zustimmung des Bundesrates. Im übrigen kann das 
Tierseuchenrecht mit anderen Gesetzen, z. B. mit 
dem Steuerrecht und seinen Auswirkungen, inso- 
weit nicht verglichen werden; in der von der Bun- 
desregierung vorgesehenen Regelung ist. daher kein 
präjudizieller Effekt zu sehen. 

Zu I. 11. (§ 68 Abs. 1, § 67 Abs. 2, § 67 Abs. 3) 

Dem Vorschlag stimmt die Bundesregierung nicht 
zu. 

Nach § 1 Abs. 1 regelt das Viehseuchengesetz die 
Bekämpfung von Viehseuchen, die beim Vieh oder 
bei anderen Tieren auftreten. Maßnahmen auf Grund 
des Viehseuchengesetzes können grundsätzlich zur 
Bekämpfung jeder übertragbaren Krankheit, die 
vom Vieh ausgeht oder von der Vieh befallen wer- 
den kann, getroffen werden. Die Bekämpfung einer 
Viehseuche kann daher nicht auf „Vieh" beschränkt, 
sondern muß ggf. auf „andere Tiere" ausgedehnt 
werden. Die Tierseuchenentschädigung im Rahmen 
staatlicher Bekämpfungsmaßnahmen ist ein An- 
spruch eigener Art, der einerseits aus Billigkeits- 
gründen, andererseits aus Zweckmäßigkeitsgründen 
gewährt wird (BVerfGE 20, 351 ff.). Nach Auf- 
fassung der Bundesregierung ist es unter dem Ge- 
sichtspunkt der Billigkeitsregelung nicht vertretbar, 
wenn den Besitzern von Vieh, das in erster Linie 
zur wirtschaftlichen Nutzung verwendet wird, eine 
Entschädigung gewährt, hingegen den Besitzern der 
übrigen für Viehseuchen empfänglichen und glei- 
chen Maßnahmen unterworfenen Tiere keine Ent- 
schädigung gewährt werden soll. Darüber hinaus 
dient ein Versagen der Entschädigung in diesen 
Fällen nicht der Förderung der Mitarbeit des Tier- 
besitzers bei der Tierseuchenbekämpfung und trägt 
infolgedessen dem Gedanken einer Entschädigung 
aus Zweckmäßigkeitsgründen nicht Rechnung. 

Mit der vom Bundesrat vorgeschlagenen Streichung 
der Nummern 6 bis 11 in § 67 Abs. 2 Satz 1 (Num- 
mer 11 Buchstabe b) entfällt auch der Höchstsatz 
für Geflügel. Das ist nicht vertretbar und vermut- 
lich auch nicht gewollt. Im § 67 Abs. 2 Satz 1 wäre 
daher ggf. folgende Nummer 6 anzufügen: 

„6. Geflügel 100, — DM." 
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